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Antrag 

der Abgeordneten Wüppesahl, Frau Schmidt-Bott und der Fraktion DiE GRÜNEN 


Datenspeicherun^spraxis beim Bundeskriminaiamt 
hier: Hinweise auf HlV-infizierte 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1. Die bekanntgewordene Speicherung von Hinweisen auf 
HIV-Positive/Aids-Kranke stellt eine erhebhche Gefährdung 
der bestehenden Konzepte zur Bekämpfung der Immun- 
schwäche dar. Während diese auf Anonymität und Ver- 
trauen der Betroffenen aufbauen und integrative Hilfsange- 
bote in den Vordergrund stellen, wird durch die genannte 
Praxis genau das Gegenteü, nämhch die Ausgrenzung und 
Stigmatisierung der HlV-Infizierten bewirkt. 

Zudem ebnet die Praxis derartiger personenbezogener Ver- 
merke, welche mit geringem Aufwand automatischer Daten- 
verarbeitung zu einer Infizierten-Datei zusammengeführt 
werden können, den Boden für die Einführung einer Aids- 
Meldepfhcht. Dies steht im Widerspruch zum Beschluß der 
Sonderkonferenz der Gesundheitsminister aus Bund und 
Ländern vom März 1987, wonach Aufklärung den Vorrang 
vor der Anwendung des Bundesseuchengesetzes haben 
solle. Diese Position ist am 25. September 1987 nochmals 
bekräftigt worden, als die entgegengesetzten Initiativen 
Bayerns im Bundesrat einstimmig zurückgewiesen wurden. 

2. Durch die Datenspeicherung wird der Vorrang der Präven- 
tion, wie er von den Fachministern beschlossen wurde, auf- 
gehüllt. Die Gesundheitsministerien wurden von der Spei- 
cherungspraxis seit geraumer Zeit nicht in Kenntnis gesetzt, 
ebenso wie die zur Kontrolle der Verwaltung berufenen 
Parlamentarier. Hierdurch ist nicht nur die in den Koahtions- 
vereinbarungen der Regierungsparteien beschlossene Koor- 
dinierungsbefugnis des Bundesministeriums für Jugend, 
Famüie, Frauen und Gesundheit im Bereich der Aids- 
Bekämpfung hintertrieben worden, es wurden darüber hin- 
aus gemeinsame Absprachen mit den Bundesländern unter- 
laufen. Die Verletzung der Informationspflicht gegenüber 
den Ländern durch das Bundesinnenministerium wird auch 
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nicht durch den Verweis darauf geringer, daß die entspre- 
chende Speicherung schon vor den Koahtionsabsprachen 
angeordnet worden ist. 

3. Die pohtische Verantwortung des Bundesinnenministeriums 
wird nicht durch den Verweis auf die Verantwortung der 
Bundesländer für die Einstellung von Datensätzen in das 
INPOL-System verringert. Vielmehr hat zumindest der Bun- 
desgrenzschutz - wenn nicht auch das Bundeskriminalamt 
in eigenen Ermittlungszuständigkeiten - in mehreren Fällen 
HIV-Hinweise in INPOL eingespeichert. Daneben besteht 
eine direkte Verantwortung der Bundesregierung für die 
Praxis insofern, als der Präsident des Bundeskriminalamtes 
sich - gegen die „rechtlichen Bedenken" der von der Innen- 
ministerkonferenz eingesetzten Arbeitsgruppe - persöiüich, 
nachdrückhch für eine umfassende Speicherung von HIV- 
Vermerken eingesetzt hat. 

4. Für diese Praxis besteht keine ausdrückliche Rechtsgrund- 
lage. Sofern bis zu deren Schaffung unerläßliche Polizeimaß- 
nahmen überhaupt noch auf den sog. Übergangsbonus ge- 
stützt werden können, ist die Speicherungspraxis auf jeden 
Fall aufgrund der Verletzung des Verhältnismäßigkeits- 
grundsatzes rechtswidrig. Dies gilt insbesondere, soweit die 
für diese Polizeipraxis Verantwortlichen damit eingestande- 
ner Maßen die sog. Aids-Risikogruppen wie Drogenabhän- 
gige oder Homo- und Bisexuelle besser überwachen wollen. 

Die Unverhältnismäßigkeit und innere Unlogik der frag- 
lichen Maßnahmen ergibt sich ferner aus dem Umstand, daß 
die HIV-Hinweise bei Dateiabfragen nicht nur den zur Fahn- 
dung eingesetzten Pohzeibeamten zugänglich sind, welche 
mit dieser Information geschützt werden soUen, sondern 
jeghchen Abfragern dieses Personendatensatzes auch aus 
anderen Anlässen. 

5. Die Datenspeicherungspraxis wird dem damit verfolgten 
Schutzzweck nicht gerecht. Die von seiten der Polizei ange- 
führten Situationen abstrakter Gefährdung bleiben unbeleg- 
bar. Zum anderen wird eine womöglich gefährliche Schein- 
sicherheit erzeugt, da der Pohzei ohnehin nur eine Quote 
von unter 1 % der HlV-Infizierten bekannt wird. Ferner hät- 
ten andere Berufsgruppen - etwa die Rettungsorganisatio- 
nen - nach den Besonderheiten ihres Dienstes sehr viel mehr 
Anlaß zu Schutzmaßnahmen gegen die HIV-Ansteckung, 
sofern solche überhaupt gerechtfertigt wären. Diese haben 
jedoch durchweg wegen praktischer und rechtlicher Beden- 
ken auf vergleichbare Datenspeicherungen verzichtet. 
Schließlich drohen die Beamten den Sicherheitsbehörden 
durch diese Praxis - jedenfalls in der öffentlichen Meinung - 
weiter in die Rolle der Seuchen- und Kondom-Polizei 
gedrängt zu werden. 

6. Die Herkunft und Verläßlichkeit der gespeicherten Hin- 
weise auf HlV-Infektionen ist zumindest zweifelhaft. Ob 
diese überhaupt auf Untersuchungen oder nur Vermutun- 
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gen zurückgehen, ist ebenso ungewiß wie die Rechtsgrund- 
lagen für etwaige Tests sowie die Übermittlung der daraus 
gewonnenen Erkenntiüsse an die Pohzei zulässig sein kann. 
Einheitliche und sohde Maßstäbe für die Anforderungen an 
die Vahdität der gespeicherten HlV-Hinweise konnten 
zudem bis heute auch von der Pohzei bzw. der Innenmini- 
sterkonferenz nicht festgelegt werden. 

11. Aus all diesen Gründen fordert der Deutsche Bundestag die 
verantwortüchen Innenminister in Bund und Ländern auf, die 
Erfassung und Speicherung von HlV-lnfizierten in poüzei- 
üchen Dateien sofort ersatzlos abzuschaffen und die entspre- 
chenden Vermerke zu löschen. 

Bonn, den 11. November 1987 

Wüppesahl 

Frau Schmidt-Bott 

Ebermaniir Frau Rust, Frau Schoppe und Fraktion 
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